
 
 

 

 

 

imperatives Mandat
A: al-mand$b al-mulzim.– E: imperative mandate.
F: mandat impératif. – R: imperativnyj mandat.
S: mandato imperativo. – C: qiangzhi shouquan 

Das iM wird heute zumeist verfassungsrechtlich als 
Gegensatz zu einem ›freien M‹ auf Parlamentarier 
bezogen und soll deren in fast allen ›repräsentati-
ven Demokratien‹ ausdrücklich verbotene Bindung 
an »Aufträge und Weisungen« (Grundgesetz BRD, 
Art. 38) bezeichnen. Diese Rückbindung war etwa 
für MONTESQUIEU (1748/1951, 214-26) noch selbst-
verständlich und gehörte im 18. Jh. zur politischen 
Praxis der ›Petitionen‹ (vgl. van Voss 2001). Dagegen 
stößt ROUSSEAUS radikaldemokratische Wendung, 
dass nämlich die »Abgeordneten des Volkes […] 
nicht seine Repräsentanten sein können, sondern nur 
seine Beauftragten (commissaires)« (Contrat Social, 
III.15), seit Edmund BURKE (1774) und Emanuel 
Joseph SIEYÈS (1789) auf eine dezidierte Gegenposi-
tion, die auf das ungebundene Urteil der Abgeord-
neten setzt. 

Seit 1789 ist das iM zunächst v.a. in der jakobini-
schen Strömung der Französischen Revolution (vgl. 
Jaume 1989) als Mittel diskutiert worden, um den 
»repräsentativen Despotismus« (Rosanvallon 2000, 
58 u. 78), die Verselbständigung von Volksvertretern 
(in parlamentarischen Verfassungs-, in Räteorganen 
oder innerhalb von Organisationen) gegenüber den 
von ihnen Vertretenen zu verhindern. Seit dem frü-
hen 19. Jh. fi nden sich immer wieder neue Anläufe, 
diese Problematik u.a. durch Praktizierung des iM zu 
lösen. Umgekehrt wird von Fürsprechern der beste-
henden Herrschaftsverhältnisse das iM immer wieder 
als ein gefährliches politisches Instrument angegrif-
fen, weil es ein Übergreifen der ökonomischen Inter-
essen der armen und der arbeitenden Klassen auf die 
politische Demokratie zu bewirken droht.

1. MARX und ENGELS gehen zunächst von dem im 
Vormärz in der Linken allgemeinen Verständnis der 
Auftragsbindung demokratischer Politik (vgl. Holey 
1975) aus: »Die Nationalversammlung hat keine 
Rechte für sich, das Volk hat ihr nur die Behauptung 
seiner eigenen Rechte übertragen. Vollführt sie ihr M 
nicht, so ist es erloschen.« (6/256) Dies geht auf den 
Grundgedanken jakobinischer Politik zurück, die, 
wie LENIN sagen wird, ihre »neue Macht« program-
matisch »auf das Vertrauen der breitesten Masse« 
stützte und diese »aufs freieste, umfassendste und 
stärkste zur Teilnahme an der Macht heranzog. Kein 
Versteckspiel, keine Geheimniskrämerei, keine For-
malitäten. […] Das ist eine Macht, […] die unmittel-
bar von der Masse ausgeht« (LW 10, 242; vgl. Labica 
1977). Kritisch und klassenpolitisch wendet MARX 
diese Maxime etwa gegen das Louis BONAPARTE 
willfährige französische Parlament, welches sich »aus 
der freigewählten Repräsentation des Volkes in das 
usurpatorische Parlament einer Klasse verwandelt« 
(18.B, 8/190).

Spezifi scher geht MARX in seiner Analyse der Pari-
ser Kommune auf das iM als Element der ›Diktatur 
des Proletariats‹ ein. Er behandelt es als selbstver-
ständlichen Bestandteil einer politischen Verfassung, 
die »dem gesellschaftlichen Körper alle die Kräfte 
zurückgegeben haben« würde, »die bisher der Schma-
rotzerauswuchs ›Staat‹, der von der Gesellschaft sich 
nährt und ihre freie Bewegung hemmt, aufgezehrt 
hat« (Bürgerkrieg, 17/341). Einer »Skizze der nati-
onalen Organisation« zufolge, »die die Kommune 
nicht die Zeit hatte, weiter auszuarbeiten« (339f; vgl. 
336ff), sollten neben kommunaler Selbstverwaltung 
Versammlungen von Abgeordneten in jedem Bezirk 
sowie auf nationaler Ebene existieren, die »jederzeit 
absetzbar und an die bestimmten Instruktionen ihrer 
Wähler gebunden« wären (340). Auch die »wenigen, 
aber wichtigen Funktionen, welche dann noch für 
eine Zentralregierung übrig blieben, sollten […] an 
kommunale, d.h. streng verantwortliche Beamte 
übertragen werden« (ebd.). Das iM der Abgeord-
neten entspricht der ›strengen Verantwortlichkeit‹ 
der Beamten, unter der Voraussetzung einer durch 
Überwindung der Klassenherrschaft und dezentrale 
Selbstverwaltung stark vereinfachten Politik.

MARX und ENGELS waren selbst mit dem Problem 
des iM innerhalb der IAA konfrontiert: Die baku-
nistische Führung der »Allianz« hatte versucht, mit 
Hilfe der Bindung ›ihrer‹ Delegierten die Beratun-
gen zu manipulieren. Die IAA nutzte ganz selbst-
verständlich das iM im Sinne eines verbindlichen, 
inhaltlichen Auftrags an die Delegierten von seiten 
der sie entsendenden Gruppen (vgl. den Bericht der 
Mandatskommission für den Haager Kongress von 
1872), wenngleich MARX und ENGELS betonten, dass 
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das »iM« des Generalrates sich allein auf die »All-
gemeinen Statuten und Verwaltungsverordnungen« 
(18/26; vgl. 17/438) beziehe. MARX und ENGELS sahen 
sich dazu veranlasst, den Versuch der bakunistischen 
Allianz zu kritisieren, »ein von ihr diktiertes iM« (18/
373) zu erlangen: Diese suchte »um die Autorisation 
nach, die von den Lokalföderationen gegebenen iM.e 
in ein Gesamt-M zusammenzufassen […], das M 
ihrer Delegierten zu redigieren, ein M, das sie dem 
Kongress aufzuzwingen sich vermaß« (ebd.). 

Diese Kritik an einer manipulativen Nutzung hat 
nicht dazu geführt, dass das iM aus der weiteren 
Geschichte der Arbeiterbewegung verschwunden 
wäre. Die von ENGELS geschätzte ›Parteiplattform‹ 
der Socialist Labour Party der USA postulierte als 
sechsten von sieben Punkten: »The members of all 
legislative bodies to be responsible to, and subject to 
recall by, the constituency.« (Workmen’s Advocate, 
28. Januar 1888) Ähnliche Formulierungen fi nden 
sich in den meisten sozialistischen Parteistatuten die-
ser Zeit, bis hin zur Resolution der Menschewiki zum 
Parteitag der russischen Sozialdemokratie von 1905 
(vgl. Leblanc 1990, 128). Umgekehrt haben radikale 
Anarchisten seit der selbstkritischen Auswertung der 
1848er Revolution durch den späten Pierre-Joseph 
PROUDHON (1849 u. 1851) davor gewarnt, bereits in 
formalen Regelungen wie dem iM eine ausreichende 
Korrektur der politischen Institutionen zu sehen, die 
es vielmehr insgesamt abzuschaffen gelte (vgl. KRO-
POTKIN 1889, 2 u. 4).

MARX und ENGELS haben angesichts der Anfänge 
sozialdemokratischer Parlamentspraxis nicht nur die 
Gefahren einer Verselbständigung der Reichstags-
fraktion als Führungsgruppe betont (Marx an Sor-
ge, 19.9.1879, 34/413f; Engels an Becker, 14.2.1884, 
36/106), speziell deren Charakter als »kleinbür-
gerliche Elemente« (Engels an Bebel, 4.4.1885, 
36/292; vgl. an Laura Lafargue, 31.3.1884, 132; an 
Bernstein, 11.11.1884, 234; an Bebel u. L.Lafargue, 
16./17.4.1885, 299), sondern auch die Gefahren einer 
von dieser Führung über Wähler und Mitglieder 
ausgeübten Kontrolle von oben, der gegenüber sie 
immer wieder die »Freiheit der Kritik« einforderten 
(Engels an W.Liebknecht, 10.8.1890, 37/445; an Kau-
tsky, 16.6.1891, 38/119; vgl. Marx an Sorge, 19.9.1879, 
34/413f; Engels an Sorge, 9.8.1890, 37/440). Auch 
in Bezug auf die Parteiorganisation steht immer 
wieder die Warnung vor einer Disziplinierung der 
Mitglieder durch die Funktionäre im Vordergrund 
(Engels an Kautsky, 11.2.1891, 38/35f; 23.2.1891, 41; 
30.4.1891, 87; an Bebel, 19.11.1892, 517f). Spezifi sch 
zum iM äußert sich nur noch einmal ENGELS 1891, 
als er aus der Pariser Kommune die Lehre zieht, 
»dass diese Arbeiterklasse, um nicht ihrer eignen, 
erst eben er oberten Herrschaft wieder verlustig zu 

gehn, […] sich sichern müsse gegen ihre eigenen 
Abgeordneten und Beamten, indem sie diese, ohne 
alle Ausnahme, für jederzeit absetzbar erklärte« (17/
623); neben die zwei »unfehlbaren Mittel« gegen die 
»Verwandlung des Staats und der Staatsorgane aus 
Dienern der Gesellschaft in Herren der Gesellschaft« 
(624) – widerrufbare allgemeine Wahl und Zahlung 
gewöhnlicher Arbeiterlöhne – habe die Kommune 
»die gebundenen M.e bei Delegierten zu Vertretungs-
körpern« noch »zum Überfl uss hinzugefügt« (ebd.). 
– Eine andere Dimension derselben Problematik 
wurde in der auf die Debatten der Französischen 
Revolution über eine ›mandatierte Demokratie‹, zu 
der CONDORCET das Konzept der »Kontrollsouve-
ränität« beigesteuert hatte, zurückgreifenden (vgl. 
Rosanvallon 2000, 58ff) Auseinandersetzung zwi-
schen Karl KAUTSKY und Karl BÜRKLI über das ›obli-
gatorische‹ Gesetzesreferendum angesprochen, dem 
gemäß jede Gesetzesänderung einer »Ratifi zierung 
durch das Volk« bedarf (vgl. Gross 2002).

2. Auch nach Ablehnung des Prinzips des iM durch 
die Konstituante von 1789 blieb die Forderung nach 
einem institutionalisierbaren Mittel zur Wahrung 
der ›Identität von Volk und Macht‹ in jakobinischen 
und radikal linken Kreisen präsent (vgl. Rosanvallon 
2000, 55, 71f, 78f, 159). Der moderne Begriff »iM«, 
der auf der Entgegensetzung von freiem und iM 
beruht (zur spezifi schen Praxis der ›Instruktion‹ als 
einer Mischform beider in der US-amerikanischen 
Gründerzeit vgl. Adams 1973, 249ff), hat im Frank-
reich des ausgehenden 19. Jh. als der Geburtsstätte 
der ›repräsentativen Demokratie‹ seine defi nitive 
Gestalt angenommen. Die III. Republik hat die 
Erfahrungen der Pariser Kommune aus der Perspek-
tive einer passiv revolutionär gestimmten Bourgeoi-
sie ausgewertet, indem sie in der Verfassung von 1875 
das Verbot des iM verankerte (Art. 13; vgl. Rosan-
vallon 2000, 259), während die französische Arbei-
terbewegung die umgekehrte Schlussfolgerung zog: 
»Ohne iM gibt es keine Republik« (Ernest ROCHE auf 
dem Sozialistischen Arbeiterkongress von Marseille 
1879; Séances du congrès, 588). In der 1875 geführten 
Parlamentsdebatte stand innerhalb der kleinen Min-
derheit der Befürworter eine »liberale Rechtfertigung 
des iM« gegen dessen Begründung als Instrument zur 
Überwindung der »ewigen Reproduktion (perpetu-
ité) der herrschenden Klassen (classes dirigeantes)« 
(Rosanvallon 2000, 257f). Die Diskussion wird in 
den neuen Parteien der Sozialisten und Radikalen, 
die sich in der III. Republik schrittweise parla-
mentarisch ausrichten, zu einer Schlüsselfrage. Sie 
fordern zunächst vergeblich die Einführung des iM 
als »Mittel, um die Souveränität wieder in die starken 
Hände [des Volkes] zu legen« (259), lassen sich dann 
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aber zunehmend auf eine Form der ›repräsentativen 
Demokratie‹ ein, deren herrschende Lehre in dieser 
Frage der Staatsrechtler Adhémar ESMEIN (1896, 435) 
formuliert hat: »Was die Repräsentanten des souve-
ränen Volkes ausmacht, ist die Tatsache, dass sie im 
Rahmen der ihnen übertragenen Kompetenzen frei 
und willkürlich zu entscheiden haben, im Namen 
des Volkes, von dem unterstellt wird, dass es durch 
ihr Wollen will und durch ihren Mund spricht.« Ray-
mond SALEILLES hat dies zum Paradox zugespitzt: 
»Das wahrhafte Repräsentativsystem ist eine Regie-
rungsform (régime), in dem es keine Repräsentation 
gibt.« (1899, 593; zit.n. Rosanvallon 2000, 262)

Damit vollzieht sich eine bemerkenswerte Pro-
blemverschiebung: Vermittelt über den Gedanken 
vom zur Wahl vorgelegten »Wahlvertrag« (263) 
verschiebt sich die Problematik seit Ende des 19. Jh. 
zunehmend auf das Verhältnis zwischen Abgeord-
neten-Gewissen und Parteiauftrag (279f) bzw. Partei 
und Fraktion. Aus der Aktivistendebatte der linken 
Presse (256f) und dann der Arbeiterparteien (258f; 
vgl. SEILHAC 1899) verlagert sich der Schwerpunkt der 
weiteren Diskussion in das Verfassungsrecht (Rosan-
vallon 2000, 262ff; vgl. Koch 1905; Redor 1992), in 
das Hans KELSEN (1929 u. 1933) die Denkfi gur der 
Fiktionalität der Repräsentation auf Grundlage seiner 
›reinen Rechtslehre‹ einführt.

Robert MICHELS (1911) hat die Erfahrung der Ver-
selbständigung der Repräsentanten noch in seiner 
anarchosyndikalistischen Phase als »ehernes Gesetz« 
formuliert: »Aus der Delegation entwickelt sich das 
moralische Recht auf Delegation. […] Aus der Wahl 
für einen bestimmten Zweck wird eine Anstellung 
auf Lebenszeit.« (42) Gegen solche fatalistische 
Fetischisierung und ihre Sogwirkung haben Sozi-
aldemokraten wie Alexander SCHIFRIN (1930) die 
innerparteiliche Demokratisierung gefordert, wäh-
rend MICHELS’ These von Carl SCHMITT (1923) zum 
Ausgangspunkt einer führerstaatlichen Parlamen-
tarismuskritik und von Gerhard LEIBHOLZ (1929) 
zu einem Kerngedanken konservativer Kritik am 
›Parteienstaat‹ gemacht wurde.

3. Eine eigentlich marxistische Debatte zum iM hat es 
nie gegeben. Einerseits wurde in allen Räteorganen 
das iM ganz selbstverständlich praktiziert. Anderer-
seits gab es offenbar eine Reihe von Hindernissen für 
eine ernsthafte theoretische Erörterung: zunächst der 
formalistische Charakter des modernen staatsrecht-
lichen Begriffs des iM, in dem sich die vielfachen 
Abstufungen von Rückbindungen an den Wahlauf-
trag in die Alternative ›freies‹ oder ›iM‹ aufl ösen; 
sodann die Problematik eines Klassenreduktionimus, 
welcher den ›parlamentarischen Kretinismus‹ allein 
mit dem kleinbürgerlichen Charakter des Personals 

zu erklären glaubte. Zudem waren die Gelegenhei-
ten, bei denen marxistische Parteien wie etwa die 
austromarxistische SPÖ unter Bedingungen funkti-
onierender parlamentarischer Demokratien Politik 
machen konnten, bis in die 1950er Jahre dünn gesät. 
Oft wurde dies nicht einmal angestrebt, sondern die 
Aufmerksamkeit auf klassenpolitische Durchbrüche 
gerichtet, welche derartige politische Form- und Ver-
fahrensfragen als irrelevant bzw. das iM als selbstver-
ständlich erscheinen ließen (vgl. ROCKER 1910).

LENIN, der in SR auf MARX’ und ENGELS’ Auswer-
tungen der Pariser Kommune zurückgreift, sieht in 
der »vom ganzen Volk durchgeführten Rechnungs-
führung und Kontrolle« v.a. »eine Stufe« im Prozess 
auf dem Weg zum »Absterben des Staates« (LW 25, 
488f). Er betont, dass aufgrund der »kapitalistischen 
Kultur« der »Großproduktion« die »meisten Funkti-
onen der alten ›Staatsmacht‹ so vereinfacht worden« 
sind und auf »so einfache Operationen der Registrie-
rung, Buchung und Kontrolle zurückgeführt werden 
[können], dass diese Funktionen alle Leute, die des 
Lesens und Schreibens kundig sind, ausüben können« 
(433). Seine Parlamentarismuskritik hebt darauf ab, 
dass im Parlamentarismus »die Freiheit des Urteils 
und der Beratung« systematisch »in Betrug ausartet« 
(437). Demgegenüber fordert er »Vertretungskörper-
schaften«, deren Mitglieder »selbst arbeiten, selbst 
ihre Gesetze ausführen, selbst kontrollieren, was bei 
der Durchführung herauskommt, selbst unmittelbar 
vor ihren Wählern die Verantwortung tragen« (ebd.).

Eine Ausarbeitung der Problematik des iM als 
Mechanismus des korrigierenden und transformati-
ven Umgangs mit der repräsentativen Demokratie ist 
auch innerhalb der rätekommunistischen Debatten 
nicht in Angriff genommen worden. Hier war dieses 
selbstverständlich vorausgesetzt, weil die Räte per 
defi nitionem als basis- und klassengebunden galten, 
ebenso wie in späteren ›volksdemokratischen‹ Kon-
zeptionen (etwa STEININIGER 1949 u. POLAK 1968; vgl. 
Heuer 1989, 289 u. 292). Allerdings gab es sowohl 
in den Räteorganen revolutionärer Bewegungen des 
frühen 20. Jh. (v.Oertzen 1963/1976, 7-13) bzw. der 
darauf zurückgehenden Staatsverfassung der SU (vgl. 
Kotok 1967; Starovojtov 1975; Wolters/Wolters 1976-
80) als auch innerhalb der Arbeiterorganisationen 
immer wieder praktische Probleme mit dem iM. Die 
Proklamation der KI wäre beispielsweise fast an dem 
noch von Rosa LUXEMBURG initiierten gegenläufi gen 
iM des deutschen Delegierten Hugo EBERLEIN (1924) 
gescheitert, was nur durch dessen Umgehung gelöst 
werden konnte (vgl. Frank 1981, 60f u. 62f).

In den staatssozialistischen Verfassungen und in 
den ›bolschewisierten‹ KP.en spielte indes eine Vari-
ante der bakunistischen Methode der Funktionalisie-
rung des iM zur Kontrolle der Delegierten durch die 
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Parteiführung eine wichtige Rolle, denn das iM band 
die Abgeordneten an die von der Führung inhaltlich 
defi nierte Parteidisziplin bzw. an die führende Rolle 
der Partei. Das führte regelmäßig zu der Farce, dass 
die Führung sich selber anlässlich ihrer ›Wiederwahl‹ 
an Aufträge band, die sie zur Fortsetzung ihrer Füh-
rungsaufgabe verpfl ichteten.

4. Die meisten modernen Verfassungen schließen das 
iM explizit aus (vgl. MÜLLER 1966; V.D.HULST 2000). 
Dabei eignet sich das Konzept dazu, grundlegende 
Probleme der parlamentarischen Demokratie zu the-
matisieren, die über Fragen der »Demokratisierung 
im Parteienstaat« (BERMBACH 1971) bzw. einer sog. 
»starken Demokratie« (BARBER 1984) hinausweisen.

Die Situationistische Internationale, ein Bezugs-
punkt rebellischer Impulse der Jugendrevolten der 
1960er Jahre, hat in ihrer Satzung von 1966 eine Neu-
bestimmung des Verhältnisses von iM und Rückruf-
barkeit von Delegierten vorgenommen: »Decisions 
taken […] will be revocable by those who have man-
dated the delegates if the mandates have been general 
(left open); they are not revocable in cases where a 
delegate correctly executes a specifi c mandate.« (§5) 
In Wilfried GOTTSCHALCHS (1968) Abhandlung nebst 
»Lesebuch« zu »Parlamentarismus und Rätedemo-
kratie« kommt das iM nur am Rande vor, als selbst-
verständlicher Teilaspekt des rätedemokratischen 
Gedankens. Erst als die neuen sozialen Bewegungen 
der 1960er und 70er Jahre in eine sich selbst so 
bezeichnende »Wahlbewegung« einmündeten (ESSER 
u.a. 1981, 25; vgl. Bialas 1981), wurde die Proble-
matik akut, wie sich ihre antiautoritären und direkt-
demokratischen Ansprüche unter parlamentarischen 
Bedingungen konkretisieren ließen. Bes. grüne und 
alternative Parteigründungen haben zunächst das iM 
für ihre inneren Strukturen wie für ihre Teilnahme 
an der parlamentarischen Demokratie postuliert (vgl. 
Schrüfer 1985). In den hierbei entwickelten Konzep-
ten einer Basisdemokratie (vgl. WOLF 1987 u. 1988) 
hatte der Begriff des iM eine zentrale Stellung, »um 
die Parlamentarier in Kontrolle der sie tragenden 
Bewegung zu halten, statt sie lediglich der Kontrolle 
des Parlamentsbetriebs und der Medien auszusetzen« 
(ESSER u.a. 1981, 25). In der praktischen Umsetzung 
hatten derartige Konzeptionen aber nicht nur mit 
starkem Gegenwind seitens der etablierten Politik 
zu kämpfen, die alle basisdemokratischen Ansprüche 
in die Nähe der Verfassungsfeindschaft oder sogar 
des Antidemokratischen rückte (vgl. STOLTENBERG 
u.a. 1974) und damit in Deutschland kurzweilig eine 
politologische Grundsatzdiskussion auslöste (vgl. 
Kevenhörster 1975; Guggenberger 1976). Vielmehr 
litten die auf Demokratisierung gerichteten Konzep-
te des iM (vgl. FLECHTHEIM 1987, 206; HEUER 1995) 

auch an der Unterbestimmtheit des für sie zentralen 
Begriffs der »Basis«, soweit diese nicht mehr auf eine 
eindeutig bestimmbare Klassenbasis zurückbezo-
gen wurde und demgemäß zwischen Wählerbasis, 
interessierter Öffentlichkeit, Bewegungs-, Interes-
senorganisations-, Partei- und Parteiströmungsbasis 
schwankte, was die politischen Repräsentanten, 
nachdem sie zunächst gegen die Konformitätszwän-
ge des Parlaments durch ihr iM gestärkt worden 
waren, zum manipulativen Umgang mit ihrer Ver-
pfl ichtung auf ›die Basis‹ geradezu einlud: Etwa zur 
Berufung auf die Wählerbasis gegen Parteibeschlüsse 
oder auf die Parteibasis gegen die Fraktionsmehrheit. 
Die Konzeption der Basisdemokratie reichte nicht 
aus, um parlamentarische Parteien daran zu hindern, 
immer deutlicher in erster Linie als Institutionen des 
erweiterten Staatsapparates zu funktionieren (vgl. 
TIEFENBACH 1998).

5. Die Verselbständigung von Abgeordneten aus 
radikalen und kritischen sozialen Bewegungen 
gegenüber ihren Wählern sowie ihre Kooptation 
durch den ›Block an der Macht‹ sind Schlüsselprob-
leme der Möglichkeit gesellschaftlicher Veränderung 
in parlamentarisch verfassten Systemen. Von der 
Gegenseite wird diese Verselbständigung, die in der 
Fiktion eines aus allen gesellschaftlichen Einbindun-
gen herausgelösten, nur seinem ›Gewissen‹ verpfl ich-
teten Abgeordneten kontrafaktisch übersteigert 
wird, zum Garanten der Autonomie des »politischen 
Systems« erklärt (LUHMANN 1983, 164f). Auf die zen-
trale Bedeutung der »Fähigkeit« emanzipatorischer 
Politik, »die Bedürfnisse und Initiativen der Volks-
massen zu beachten« (ALTHUSSER 1978, 138), geht 
das Konzept des iM allerdings nur insofern ein, als 
es das Verhältnis von Bedürfnissen und Wünschen 
einer kämpfenden gesellschaftlichen Basis (die als 
atomisierte Menge individueller Willensträger unter-
stellt wird) zu dem von ihr ausgehend gebildeten 
politischen Willen als ein Verhältnis der Mandatie-
rung artikuliert sowie dessen praktische Umsetzung 
nur durch das Abstimmungsverhalten im Parlament 
thematisiert. Damit ist eine Analyse des Verhältnisses 
von Fraktionen, Abgeordneten und Parteien einge-
fordert. In diesem Dreiecksverhältnis kann das iM 
durchaus im Sinne der Stärkung der Handlungsfä-
higkeit einzelner Abgeordneter gegenüber dem par-
lamentarischen Konformitätsdruck funktionieren. 
Gleichwohl kann es in seiner unmittelbaren Gestalt 
auch zum Hindernis für radikal demokratische Poli-
tik werden, da es alle politischen Prozesse der öffent-
lichen Auseinandersetzung und Aushandlung in 
ihrer zeitlichen Entwicklung geradezu ausblendet, so 
dass es in der Praxis paradoxe Resultate produzieren 
kann – etwa die Stärkung informeller Machtzentren 
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zu  Ungunsten der demokratischen Kontrollorgane. 
Eine kritische Theorie demokratischer Politik muss 
sich zwar der Frage nach den konkreten Verfahren 
und Regeln solcher Einbindung stellen, sie wird aber 
v.a. die vielfältigen informellen Übersetzungs- und 
Rückkopplungsprozesse beachten müssen, durch die 
sich erst zwischen Wählenden, Öffentlichkeit und 
Gewählten politische Kräfteverhältnisse herausbil-
den können. Nur im Lichte einer derart erweiterten 
Problematik kann das Problem der parlamentari-
schen Transformation oppositioneller und gesell-
schaftsverändernder Impulse in eine die bestehenden 
Macht- und Herrschaftsverhältnisse reproduzierende 
Politik analysiert und in Angriff genommen werden.

Gegen herrschaftsstabilisierende ›Umfunktio-
nierung‹ ist das iM nur unter der Voraussetzung 
(begrenzt) wirksam, dass es in eine funktionierende 
Gegen-Hegemonie eingebettet ist, die alle aktiv 
Beteiligten einbindet, und dass zugleich transforma-
tive Durchbrüche erzielt werden, durch die sich die 
reale gesellschaftliche Reichweite und Verankerung 
politischer Initiativen schrittweise erweitern lässt. 
Die Frage des iM ist daher zu erweitern in Richtung 
auf direkt-demokratische Formen politischer Ent-
scheidungsfi ndung (Referenden), Gewährleistung 
innerparteilicher Demokratie und zivilgesellschaft-
licher Öffnung staatlicher Willensbildung. Anders 
droht der juristische Formalismus, durch den der 
moderne Begriff des iM in seiner abstrakten Entge-
gensetzung zum ›freien M‹ die Rückbindung an den 
Wählerauftrag einzulösen sucht, die Handlungsfä-
higkeit aller Beteiligten zu beeinträchtigen – sofern 
nicht zuvor schon die Unklarheit über die ›Basis‹ als 
den alleinigen ›M-Geber‹ den ›basisdemokratischen‹ 
Anspruch ad absurdum führt. Als formal gefasstes 
juristisches Instrument ist das iM nicht geeignet, 
der Problematik der auf Spezialisierung angesichts 
komplexer Sachverhalte begründeten Professiona-
lisierung von Politik wirksam zu begegnen, die es 
den Abgeordneten zur Aufgabe macht, die Fragen 
ihrer jeweiligen Entscheidungsprozesse erst in die 
entsprechenden, öffentlich diskutierbaren Optionen 
zurückzuübersetzen. Als ein Moment der zu einer 
›Verfassungswirklichkeit‹ geronnenen politischen 
Kräfteverhältnisse, die immer zwischen den reinen 
Formen des ›freien‹ und des ›gebundenen‹ M liegen, 
ist die Rückbindung von Abgeordneten auch nicht 
bloß durch ›guten Willen‹ oder Gruppenbeschluss zu 
verwirklichen. Dazu bedarf es stets einer wirksamen 
Verschiebung gesamtgesellschaftlicher Kräfteverhält-
nisse. Schließlich verfehlt die Frage nach dem iM in 
seiner isoliert juristischen Form das umfassendere 
Problem einer Umwälzung der ›politischen Kul-
tur‹ (vgl. Heuer 1989, 436ff): Wie können inmitten 
einer gesellschaftlichen Praxis, in der alle Beteiligten 

zunächst einmal an der Reproduktion der bestehen-
den Verhältnisse arbeiten und in der gerade diejeni-
gen, welche ihrer Lage nach besonders daran inter-
essiert sein müssten, grundsätzliche Veränderungen 
einzuklagen, längst in politische Apathie versunken 
sind, jedenfalls nicht mehr an Wahlen sich beteiligen, 
überhaupt wirksame politische Initiativen für eine 
gesellschaftliche Transformation zustande kommen?
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